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 75/169. Bekämpfung der Verherrlichung des Nazismus, des Neonazismus und 

anderer Praktiken, die zum Schüren zeitgenössischer Formen des 

Rassismus, rassistischer Diskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit 

und damit zusammenhängender Intoleranz beitragen 
 

 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte1, dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte2, dem Inter-

nationalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung3 und 
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für seine falschen Behauptungen der Überlegenheit einer „Rasse“ breite Unterstützung zu 

gewinnen, 

 unter Hinweis auf die maßgeblichen Bestimmungen der Erklärung und des Aktions-

programms von Durban, die am 8. September 2001 von der Weltkonferenz gegen Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-

ranz verabschiedet wurden9, insbesondere auf Ziffer 2 der Erklärung und die Ziffern 84 

bis 86 des Aktionsprogramms, sowie auf die maßgeblichen Bestimmungen des Ergebnisdo-

kuments der Durban-Überprüfungskonferenz vom 24. April 200910, insbesondere die Zif-

fern 11, 13 und 54, 

 höchst beunruhigt darüber, dass sich in vielen Teilen der Welt verschiedene extremis-

tische politische Parteien, Bewegungen, Ideologien und Gruppen rassistischer beziehungs-

weise fremdenfeindlicher Prägung, namentlich Neonazi- und Skinhead-Gruppen, ausbrei-

ten, und über die Tatsache, dass diese Entwicklung die Umsetzung diskriminierender Maß-

nahmen und Politiken auf lokaler beziehungsweise nationaler Ebene zur Folge hat, 

 mit Besorgnis feststellend, dass, selbst wenn Neonazis und Extreme nicht formal an 

einer Regierung beteiligt sind, die Präsenz rechtsextremer Ideologien in einer Regierung zur 
Folge haben kann, dass eben die Ideologien, die den Neonazismus und den Extremismus so 

gefährlich machen, Eingang in die Regierungsführung und in den politischen Diskurs finden, 

 höchst beunruhigt angesichts von Liedtexten und Videospielen, die zu rassistischem 

Hass aufrufen und zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufstacheln, 

 besorgt darüber, dass Gruppen, die Hass verfechten, Internet-Plattformen nutzen, um 

öffentliche Veranstaltungen zu planen, mit denen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und da-

mit zusammenhängende Intoleranz gefördert werden sollen, wie beispielsweise Kundgebun-

gen, Demonstrationen und Gewalthandlungen, und um Mittel dafür zu beschaffen und ent-

sprechende Informationen zu verbreiten, 

 eingedenk der Rolle, die das Internet bei der Förderung von Gleichheit, Inklusion und 

Nichtdiskriminierung spielen kann, 

 ernsthaft besorgt darüber, dass sich Neonazi-Gruppen sowie andere Gruppen und Ein-

zelpersonen, die Hassideologien vertreten, mithilfe speziell gestalteter Websites immer ge-

zielter an leicht beeinflussbare Personen richten, vor allem an Kinder und Jugendliche, um 

sie zu indoktrinieren und anzuwerben, 

 zutiefst besorgt über alle Erscheinungsformen von Gewalt und Terrorismus in der 

jüngsten Zeit, die durch gewalttätigen Nationalismus, Rassismus, Antisemitismus, Islam-

feindlichkeit, Christenfeindlichkeit, Afrophobie, Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-

menhängende Intoleranz angefacht werden, unter anderem bei Sportveranstaltungen, 

 mit tiefer Besorgnis feststellend, dass Fälle von Diskriminierung, Intoleranz und ex-

tremistischer Gewalt, deren Beweggründe Antisemitismus, Islamfeindlichkeit und Christen-

feindlichkeit und Vorurteile gegenüber Menschen anderer ethnischer Herkunft und Anhän-

gerinnen und Anhängern anderer Religionen oder Weltanschauungen sind, weiter in bestür-

zender Weise zunehmen, 

_______________ 
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 20. fordert die Staaten auf, aktiv darauf hinzuwirken, dass in den Bildungssystemen 

die notwendigen Inhalte erarbeitet werden, um ein zutreffendes Bild der Geschichte zu ver-

mitteln, sowie Toleranz und andere internationale Menschenrechtsgrundsätze zu fördern; 

 21. nimmt Kenntnis von der Empfehlung der Sonderberichterstatterin, wonach Bil-
dung, die darauf zielt, den rassistischen Auswirkungen des nationalistischen Populismus 

entgegenzuwirken, genaue und repräsentative Darstellungen der nationalen Geschichte ent-

halten soll, die der „rassischen“ und ethnischen Vielfalt eine Stimme verleihen und die Un-

wahrheiten derjenigen entlarven, die versuchen, ethnische Gruppen aus der Geschichte und 

Identität des jeweiligen Staates zu tilgen, um ethnozentristische Mythen „rassisch“ oder eth-

nisch „reiner“ Nationen aufrechtzuerhalten14; 

 22. verurteilt vorbehaltlos jede Leugnung und jeden Versuch der Leugnung des Ho-

locaust sowie jede Manifestation von religiöser Intoleranz, Verhetzung, Belästigung oder 

Gewalt gegenüber Personen oder Gemeinschaften aufgrund ihrer ethnischen Herkunft oder 

religiösen Überzeugung; 

 23. bekräftigt ihr tiefempfundenes Bekenntnis zur Pflicht des Gedenkens und be-

grüßt die Aufforderung des früheren Sonderberichterstatters zur aktiven Erhaltung der Stät-
ten des Holocaust, die als nationalsozialistische Vernichtungslager, Konzentrations- und 

Zwangsarbeitslager und Gefängnisse dienten, sowie seine Anregung, dass die Staaten Maß-

nahmen ergreifen sollen, einschließlich gesetzgeberischer, Strafverfolgungs- und Bildungs-

maßnahmen, um allen Formen der Leugnung des Holocaust ein Ende zu setzen15; 

 24. nimmt Kenntnis von den Schlussfolgerungen der Sonderberichterstatterin, wo-

nach Revisionismus und Versuche, die Geschichte zu verfälschen, unter bestimmten Um-

ständen unter das Verbot der Hassrede nach Artikel 4 Buchstabe a des Übereinkommens 

fallen können, welche die Staaten zu einer nach dem Gesetz strafbaren Handlungen erklären 

müssen16, und dass Anwerbung für den Neonazismus in dem Versuch, extreme Ideologien 

sowie Hass und Intoleranz, die rassistisch, ethnisch oder religiös motiviert sind, gesell-

schaftsfähig zu machen, unter Artikel 4 Buchstabe b des Übereinkommens fallen können; 

 25. fordert die Staaten auf, auch weiterhin alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, 

um Hassrede, auch im Internet, und Aufstachelung zu Gewalt gegen Menschen in verletzli-

chen Lebenslagen, einschließlich der Veranstaltung von Treffen und gewaltsamen Protesten, 

der Mobilisierung von Mitteln und der Durchführung sonstiger Tätigkeiten, zu verhüten und 

zu bekämpfen; 

 26. bekundet ihre ernste Besorgnis über Versuche, auf der Ebene der Gesetzgebung 

Symbole zu verbieten, die im jeweiligen Staat mit dem Sieg über den Nazismus verbunden 

sind; 

 27. bekundet ihre tiefe Besorgnis über Versuche, das Leid der Opfer der während 

des Zweiten Weltkriegs durch das nationalsozialistische Regime begangenen Kriegsverbre-

chen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch kommerzielle Werbung auszubeuten; 

 28. unterstreicht die Notwendigkeit, das Andenken zu achten, und betont, dass die 
beschriebenen Praktiken das Andenken der unzähligen Opfer der im Zweiten Weltkrieg be-

gangenen Verbrechen gegen die Menschlichkeit entehren, insbesondere der Opfer der Ver-

brechen, die von der SS und denjenigen, die gegen die Anti-Hitler-Koalition kämpften und 

_______________ 

14 A/73/305 und A/73/305/Corr.1, Ziff. 56. 

15 A/72/291, Ziff. 91. 

16 A/HRC/38/53, Ziff. 15. 

https://undocs.org/ot/A/73/305
https://undocs.org/ot/A/73/305/Corr.1
https://undocs.org/ot/A/72/291
https://undocs.org/ot/A/HRC/38/53


A/RES/75/169 

https://undocs.org/ot/A/RES/70/1


https://undocs.org/ot/A/HRC/38/53
https://undocs.org/ot/A/72/291
https://undocs.org/ot/A/HRC/38/53
https://undocs.org/ot/A/69/334


https://undocs.org/ot/A/64/295




A/RES/75/169 

Bekämpfung der Verherrlichung des Nazismus, des Neonazismus und anderer Praktiken, 

die zum Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus, rassistischer Diskriminierung, 

der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitragen 

 

20-17343 12/13 

 

 53. fordert die Staaten auf, das Recht der freien Meinungsäußerung zu stärken, das 

bei der Förderung der Demokratie und der Bekämpfung rassistischer und fremdenfeindli-

cher Ideologien, die sich auf die Überlegenheit einer „Rasse“ gründen, eine entscheidende 

Rolle spielen kann; 

 54. fordert außerdem die Staaten, welche die Hauptverantwortung für die Bekämp-

fung von Diskriminierung und Hassrede tragen, und alle maßgeblichen Akteure, einschließ-

lich politischer und religiöser Führungspersönlichkeiten, auf, bei der Bekämpfung der Pan-

demie der Coronavirus-Krankheit (COVID-19) Inklusion und Einheit zu fördern und Ras-

sismus, Fremdenfeindlichkeit, Hassrede, Gewalt, Diskriminierung und Stigmatisierung zu 

verhindern, zu verurteilen und entschlossen zu bekämpfen; 

 55. bekundet ihre Besorgnis über die zunehmende Nutzung digitaler Technologien 

zur Förderung und Verbreitung von Rassismus, rassistischem Hass, Fremdenfeindlichkeit, 

rassistischer Diskriminierung und damit zusammenhängender Intoleranz und fordert in die-

ser Hinsicht die Vertragsstaaten des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische 

Rechte auf, der Verbreitung der genannten Ideen entgegenzuwirken und gleichzeitig ihre 

Verpflichtungen nach den Artikeln 19 und 20 des Paktes zu achten, die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung gewährleisten und die Gründe enthalten, aufgrund deren die Ausübung 

dieses Rechts rechtmäßig beschränkt werden kann; 

 56. erkennt an, dass die Nutzung neuer Informations- und Kommunikationstechno-

logien, namentlich des Internets, gefördert werden muss, um zum Kampf gegen Rassismus, 

rassistische Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-

ranz beizutragen; 

 57. erkennt außerdem die positive Rolle an, die die Medien bei der Bekämpfung 

von Rassismus, rassistischer Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-

hängender Intoleranz spielen können, indem sie eine Kultur der Toleranz und Inklusion för-

dern und die Vielfalt einer multikulturellen Gesellschaft darstellen; 

 58. legt den Staaten, der Zivilgesellschaft und anderen maßgeblichen Interessenträ-
gern nahe, alle Möglichkeiten zu nutzen, einschließlich derjenigen, die das Internet und die 

sozialen Medien bieten, um im Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen 

gegen die Verbreitung von Ideen vorzugehen, die sich auf die Überlegenheit einer „Rasse“ 

oder rassistischen Hass gründen, und die Werte der Gleichheit, der Nichtdiskriminierung, 

der Vielfalt und der Demokratie zu fördern; 

 59. ermutigt die nationalen Menschenrechtsinstitutionen, wo es sie gibt, geeignete 

Programm
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